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Aufruf des CDU-Präsidiums - 
Entscheidung für Deutschland 
^ur noch zwanzig Tage trennen uns von der Bun- 
destagswahl. Am 16. Oktober geht es um 
putschland. Die Menschen setzen auf Sicher- 
Ie,t* Stabilität und klare Orientierung. Sie wol- 
^n> daß es weiter aufwärts geht. Dafür stehen 
^e|mut Kohl und die Union. 

,e Bundestagswahl ist noch nicht entschieden. 
s kann ganz knapp werden. Denn es besteht die 

u H*!
1
"' **aß s'cn vie,e Wänler zu s'cner fühlen 

Jjd nicht zur Wahl gehen. Dann könnte es am 
• Oktober ein böses Erwachen geben: Mit 

'«er parlamentarischen Mehrheit von SPD, 
runen und kommunistischer PDS würde sich 
Ser Land in eine andere Republik verwandeln. 

eshalb rufen wir alle Anhänger der Unionspar- 
'<jn dazu auf, in jedem Fall zur Wahl zu gehen 

"d zu einer hohen Wahlbeteiligung beizutragen. 
b 

,e Wähler haben es in der Hand, am 16. Okto- 
er für klare Verhältnisse zu sorgen. 

']"' CDU und CSU, brauchen jede Stimme. Wir 
°llen die bewährte und erfolgreiche Koalition der 

s 
ute mit der FDP fortsetzen. Aber wir haben keine 
"Jjme zu verleihen oder zu verschenken. Die FDP 

und wird ihre eigene Chance nutzen. 
d^ 16. Oktober geht es um eine Richtungsentschei- 

"8 von historischer Tragweite: 

*B Es geht um die Entscheidung, ob unser Land 
«"er zuverlässig aus der politischen Mitte regiert 

ne
rd ~~ °der ob es unter dem Einfluß von SPD < 

»kl Und kommunistischer PDS weit nach links abdnftet. /-     fc 
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(Forlsetzung von Seite 1) 

^J Es geht um die Entscheidung, ob wir 
den wirtschaftlichen Aufschwung sichern 
und fortsetzen, die D-Mark stabil halten 
und neue Arbeitsplätze schaffen — oder 
ob ein Bündnis aus SPD, Grünen und 
kommunistischer PDS alles in Frage 
stellt, was wir gemeinsam erarbeitet 
haben. Massive Steuererhöhungen, staat- 
liche Bevormundung der Wirtschaft, 
Fortschritts- und Technikfeindlichkeit 
wären eine akute Gefahr für unsere wirt- 
schaftliche und soziale Zukunft, vor 
allem für Hunderttausende von Arbeits- 
plätzen. 

El Es geht um die Entscheidung, ob 
unser Sozialstaat leistungsfähig bleibt, ob 
denen, die in Not sind, geholfen wird und 
die Rente sicher ist — oder ob Inflation 
die Arbeitnehmer um die Früchte ihrer 
Arbeit bringt und unser Sozialsystem in 
Gefahr gerät. 

EM  Es geht um die Entscheidung, ob 
unsere Familien weiter gestärkt, die 
Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern weiter gefördert und Alleiner- 
ziehende wirksam entlastet werden — 
oder ob Ehe und Familie geschwächt und 
in Frage gestellt werden. 

El Es geht um die Entscheidung, ob wir 
den Schutz unserer Umwelt weiter voran- 
bringen und Weltmarktführer in der 
Umwelttechnologie bleiben — oder ob 
eine dirigistische Politik Ökologie und 
Ökonomie in einen zerstörerischen 
Gegensatz bringen. 

El Es geht um die Entscheidung, ob 
Deutschland weiterhin ein verläßlicher 
und geachteter Partner bei der Einigung 
Europas und beim Schutz von Frieden 
und Freiheit bleibt — oder ob SPD, 
Grüne und kommunistische PDS das 
weltweite Ansehen unseres Landes ver- 
spielen. Wer wie Grüne und PDS, die in 

Aussicht genommenen Partner der SP" 
Bundeswehr und NATO in Frage stell1' 
isoliert Deutschland in der Staatenge- 
meinschaft. 

Hl Es geht um die Entscheidung, ob 
Kriminalität auch in Zukunft mit ganze 
Entschlossenheit bekämpft wird — o°"er 
ob SPD, Grüne und kommunistische 
PDS Kriminalität verharmlosen, Droge11 

freigeben und die Polizei verunsichern- 

El Es geht um die Entscheidung, ob *" 
Gewalttätern und den Radikalen von 
rechts und links eine klare Absage erte»" 
len — oder ob Kommunisten als Mehr' 
heitsbeschaffer der SPD hoffähig 
gemacht werden und Einfluß auf die 
deutsche Politik gewinnen. 

El Es geht um die Entscheidung, wer  ^ 
Bundeskanzler unser Land in die Zuku 

führt. Helmut Kohl steht für Erfahrung' 
Sicherheit und Verläßlichkeit. Ergenie'5 

das Vertrauen unserer ausländischen 
Partner und Freunde. Er steht für eine   . 
erfolgreiche Politik im wiedervereinig1 

Deutschland. 
Deutschland kann sich rot-grüne Expe 

mente mit Unterstützung von Komrnu 
sten nicht leisten. Unser Land braucht 
eine zuverlässige und starke Regierung- 
Helmut Kohl und die Union wollen 
gemeinsam mit den Bürgerinnen und 
Bürgern eine gute und friedliche Zuku 
Deutschlands gestalten. 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

CDU im Endspurt 
Die CDU geht jetzt in den 
Endspurt des Wahlkampfes. 
Vor uns liegen noch 23 Tage 
bis zur Wahl. In der Schluß- 
phase des Wahlkampfes wer- 
den wir das neue Kanzlerpla- 
kat auf 16.000 Großflächen 
und als Parteiplakat kleben. 

Der Slogan für den Endspurt lau- 
tet: Es geht um Deutschland. 

Damit stellen wir die Bedeutung 
und die Dramatik der Richtungs- 
entscheidung am 16. Oktober her- 
Qus. Es geht darum, daß wir auch 
nach dem 16. Oktober Aufschwung 
und Fortschritt, Stabilität und 
Sicherheit aus der politischen Mitte 
heraus gestalten können. Dafür 
steht Helmut Kohl. Die Alternative 
wäre eine totale Koordinatenver- 
schiebung nach links mit klar 
erkennbar negativen Folgen für 
unser Land. Dafürsteht die wahre 
Troika Scharping, Fischer und 
Gysi. Richtungsentscheidung heißt: 
Der Wähler entscheidet darüber, ob 
er diese oder eine andere Republik 
W'H- „Quo vadis Deutschland"ist 
die alles entscheidende Frage am 
l6- Oktober. 

4He Umfragen zeigen: Wir liegen 
vorne, aber es ist knapp. Der 
Abstand zum linken Lager von 

SPD, Grünen und PDS ist hauch- 
dünn. Der Grund für diesen 
Zustand liegt darin, daß sich viele 
Wähler der PDS-Gefahr nicht 
bewußt sind. Sie halten fälschlich 
die Wahlen bereits für gelaufen. 
Dabei könnte die kommunistische 
PDS zum Kanzlermacher werden. 

Eine Vielzahl von Anzeichen deuten 
daraufhin, daß die SPD entgegen 
Scharpings ritualisierten Beteuerun- 
gen im Fall des Falles die PDS- 
Stimmen dankend annimmt. 

In Wahlversammlungen wird 
immer wieder besorgt die Frage 
gestellt, ob unser Koalitionspartner 
FDP am 16. Oktober das Klassen- 
ziel erreiche oder ob von seiten der 
CDU hier noch Hilfsaktionen nötig 
seien. Die Antwort lautet: Bei den 
Bundestagswahlen sehe ich die 
FDP eher bei 10 Prozent als bei 5 
Prozent. Dies wird ihr aus eigener 
Kraft gelingen. Alle Umfragen bele- 
gen das. Deshalb werden wir uns 
keine Zweitstimmen abknapsen las- 
sen. Wir werden im Gegenteil 
unsere eigene Zweitstimmenaktion 
durchführen. CDU-Zweitstimme ist 
Kanzlerstimme. 70 Prozent der 
Deutschen wissen bis jetzt noch 
nicht, daß allein die Zweitstimme 
über die Stärke der Parteien im 
Deutschen Bundestag entscheidet. 



CDU 
Bei der Bundestagswahl am 
16. Oktober haben Sie zwei 
Stimmen: 

Erststimme 
Mit der Erststimme wählen Sie 
die Kandidatin oder den Kan- 
didaten der CDU, der sich an 
Ihrem Wohnort zur Wahl stellt. 

Mit Ihrer Erststimme treffen Sie 
eine Persönlichkeitswahl. Deshalb 

ist die Erststimme wichtig. 

(Die Zahl der Erststimmen hat al- 
lerdings keinen Einfluß auf die 
Kräfteverhältnisse im Deutschen 
Bundestag.) 

Zweitstimme 
Mit der Zweitstimme wählen 
Sie die Landesliste der CDU. 
Mit Ihrer Zweitstimme legen Sie 
fest, wie viele Sitze die CDU im 
Deutschen Bundestag erhält. Über 
die Zweitstimme entscheiden Sie 
auch, wer Bundeskanzler werden 
soll. 

Wer möchte, daß Helmut Kohl 
wieder zum Kanzler gewählt 
wird, der muß mit seiner Zweit- 
stimme für die CDU die not- 
wendige Kanzlermehrheit im 
Deutschen Bundestag sichern. 

CDU Zweitstimme 
ist Komlerstimme 
Deshalb wählen Sie am 
16. Oktober mit beiden 
Stimmen die CDU. 

Damit es weiter aufwärts geht 

SICHER IN DIE ZUKUNFT 

CDU 
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Wahlaufruf der Senioren-Union zur Bundestagswahl 

Wir Senioren entscheiden die Wahl 
Liebe Seniorinnen und Senioren/ 

^>r Senioren stellen über 30 Prozent 
y* Wahlberechtigten, damit entschei- 
J2 wlr maßgeblich am 16. Oktober 
J^4 die Bundestagswahl. Nutzen wir 
d,«se Chance! 

Jr'e jüngsten Wahlen in Sachsen und 
Brandenburg sollten uns aufmerken las- 
*en: Die Wahlbeteiligung in Sachsen lag -«• L»IC wanioetemgung in aaunscn i« 
°ei 58,4 Prozent, die von Brandenburg 
bei 56,2 Prozent. Mag sein, daß in den 
jj^uen Bundesländern das natürliche Ver- 
hältnis zu demokratischen Wahlen noch 
n,cht so stabil ist, aufmerken müssen wir 
JJJemal! Senioren sind potentielle CDU- 
Wähler und die Ergebnisse der Europa- 
Wahl haben gezeigt, daß nur mit Senio- 
j*n-Wählern die CDU die absolute Mehr- 
"e,t bekommen hätte. 

dieses Potential müssen wir nutzen 
u»d alle, wirklich alle, zur Wahl 
gehen. 

Nach einer Allensbach-Umfrage vom 
Mai haben 45 Prozent der über 60 Jahre 
alten Bürgerinnen und Bürger in unserem 
Lande den Eindruck, daß sich die CDU/ 
CSU mehr als andere Parteien für die 
Interessen der älteren Generation ein- 
setzt. 
Wollen wir das Feld den Republikanern 
und der PDS überlassen? Mit Sicherheit 
Nein. Wir Senioren haben die Entschei- 
dung in der Hand. 
Also: Gehen Sie am 16. Oktober zur 
Wahl und wählen Sie mit Ihrer Erst- und 
Ihrer Zweitstimme die CDU, wählen Sie 
Helmut Kohl, damit es weiter aufwärts 
geht. 
Wir vertrauen Helmut Kohl und seiner 
Politik. Er muß unser Kanzler bleiben! 
Sagen Sie auch den Jüngeren, daß sie zur 
Wahl gehen. Wer wählt, übernimmt Ver- 
antwortung für Sicherheit und Zukunft in 
Deutschland. 

Deutschlandtag der Jungen Union 
Der diesjährige Bundeskongreß der 

Jungen Union Deutschlands, der 
s°genannte Deutschlandtag, findet 
vom 4. bis 6. November 1994 in der 
Berliner Kongreßhalle am Alexander- 
P'atz statt. 
Auf der Tagesordnung der mehr als 
"00 Delegierten und Gäste stehen u.a. 
d,e Neuwahlen des Bundesvorstandes 
sowie eine intensive Diskussion über 
das Ergebnis der wenige Wochen 
zurückliegenden Bundestagswahl. 
Als Gäste und Diskussionspartner 
haben bereits Bundeskanzler Helmut 
Kohl, der CDU/CSU-Fraktionsvorsit- 
zende Wolfgang Schäuble, CDU- 

Generalsekretär Peter Hintze, der 
Regierende Bürgermeister von Berlin 
Eberhard Diepgen, Bundesjugendmi- 
nisterin Angela Merkel, die stellvertre- 
tende CSU-Vorsitzende Monika Hohl- 
meier sowie jüngere Landesminister 
und CDU-Fraktionsvorsitzende aus 
mehreren Landtagen zugesagt. 

Weitere Informationen erhalten Sie 
bei der JU Deutschlands, Tel. 
(02 28) 310011, Ansprechpartner ist 
unser Pressesprecher Alex Mänz. 
Die Einladung wird den Vertrete- 
rinnen und Vertretern der Medien 
in der ersten Oktoberwoche zuge- 
leitet. 
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Soldatenurteil ein Bärendienst 
für unsere wehrhafte Demokratie 
Zum Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts, wonach der Aufkleber „Solda- 
ten sind Mörder" als zulässige Mei- 
nungsäußerung zu werten sei, erklärte 
der verteidigungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Paul Breuer: 

Mir geht es nicht um Urteilsschelte. Ich 
habe Respekt vor jedem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichtes, zumal ich sicher 
bin, daß sie rein juristisch wasserdicht 
sind. 
Gleichwohl nehme ich mir das Recht her- 
aus, auf die politischen Folgen und den 
Schaden in der Gesellschaft durch ein 
solches Urteil aufmerksam zu machen. 
Das Urteil mag juristisch nachvollziehbar 
sein. Für den gesunden Menschenver- 
stand ist es allerdings schwer verständ- 
lich. 

Ich spreche mich gegen jede Überreak- 
tion aus, halte jedoch folgende Klarstel- 
lungen zum Schutz des Selbstverständnis' 
ses unserer Soldaten für unverzichtbar: 
Millionen unserer Söhne haben als 
Grundwehrdienstleistende, Berufssolda- 
ten oder Soldaten auf Zeit in den letzten 
40 Jahren unter Einsatz ihres eigenen 
Lebens den Frieden gesichert, und sie tu" 
es noch heute, eingefügt in eine Wertege- 
meinschaft von 16 Nationen im Rahme11 

des Nordatlantischen Bündnisses. Nie- 
mand darf sich das Recht anmaßen, 
unsere Soldaten in schlimmster Form 
moralisch herabzusetzen. 

Eine pauschale Diffamierung haben 
unsere Soldaten nicht verdient. Gerade • 
jüngster Zeit ist der Einsatz unserer Sol- 
daten für Menschenrechte und gegen 
kermord deutlich geworden. 

Völ- 

Wir sind stolz auf unsere Soldaten 
Die Bundesregierung hat am 
21. September folgende Würdigung 
des Friedensdienstes der Bundes- 
wehr beschlossen: 
Die Bundesregierung bekundet den 
Soldaten unserer Bundeswehr ihre 
besondere Sympathie und Solidarität- 
Jahrzehntelang hat die Bundeswehr 
an der Seite unserer Verbündeten Frie- 
den und Freiheit gesichert. Dies war 
eine der wesentlichen Voraussetzun- 
gen dafür, daß der Ost-West-Konflikt 
schließlich überwunden und die Ein- 
heit unseres Vaterlandes wiederherge- 
stellt werden konnte. Wir sind stolz 
auf unsere Soldaten und danken ihnen 
für ihren Beitrag für Frieden und Frei- 
heit. 

Die Prinzipien von Freiheit, Demokra- 
tie und Rechtsstaatlichkeit prägen das 
Selbstverständnis unserer Armee. Die 
deutschen Streitkräfte genießen bei 
unseren Freunden und Partnern hohes 
Ansehen. 

Wie nur wenige andere Berufe ver- 
langt der Soldatenberuf in letzter Kon- 
sequenz auch die Bereitschaft zum 
Einsatz des eigenen Lebens. Dafür 
verdienen die Soldaten der Bundes- 
wehr unsere besondere Achtung. 

Wir brauchen den Dienst unserer Sol- 
daten in der Bundeswehr, um auch 
künftigen Generationen ein Leben in 
Frieden, Freiheit und Wohlstand zu 
ermöglichen. 



l^NDTAGSWAHL IN BAYERN UiD 32/1994  •  Seite 7 

Die bayerischen Wähler entschieden 
sich für Stabilität und Kontinuität 
Klarer Sieger der bayerischen Land- 
j*gswahl vom 25. September 1994 ist 
die CSU. Sie erreichte mit einem 
Anteil von 52,8 Prozent (= 6,164 
2?»o- Stimmen) zum siebenten Mal 
untereinander die absolute Mehrheit 
•ei" abgegebenen gültigen Gesamtsum- 
men und zum achten Mal die absolute 
^andatsmehrheit. Diese Abfolge ist 
°ei Wahlen in der Bundesrepublik bis- 
Jer einzigartig. Gegenüber der Land- 
!a8swahl von 1990 verlor die CSU 
Jedoch 2,1 Prozentpunkte und 7 Man- 
date. Einem langfristigen Trend fol- 
^end sind damit seit 1974 ihre prozen- 
!ja,en Stimmenanteile auf hohem 
•'veau rückläufig. Damals erreichte 
S|e unter Alfons Goppel ihr Rekorder- 

iS11'8 von 62'* Prozent- Mit 120 von 
j"4 Sitzen hat die CSU auch im neuen 
^andtag immer noch eine komfortable 
Mehrheit. 

le SPD konnte deutliche Zugewinne 
^buchen. Ihr Anteil von 30,1 Prozent 
' * 3,506 Mio. Gesamtstimmen) bedeutet 
|e8enüber der Vorwahl ein Plus von 4,1 

r°zentpunkten. Das Vorwahlergebnis 
^>n 1990 war mit 26,0 Prozent allerdings 
d.as schlechteste SPD-Ergebnis bei baye- 
l^chen Landtagswahlen. Die SPD liegt 
Jetzt erst wieder knapp auf dem Niveau, 
das sie in den 70er Jahren hatte. Sie wird 
?"t 70 Abgeordneten (+ 12) künftig im 
Landtag vertreten sein. 

•e FDP scheiterte an der Fünfprozent- 
!*arke. Sie kam nur auf 2,8 Prozent (= 
y- '.000 Stimmen) und verlor damit 2,4 

•"ozentpunkte. Die Liberalen hatten bei 
ar»dtagswahlen in Bayern nie besonders 

&ute Ergebnisse. Diese lagen meist nur 
Knapp über fünf Prozent. 1990 hatte sie 

gerade 5,2 Prozent und schon bei den 
Landtagswahlen von 1982 und 1986 war 
sie unter fünf Prozent geblieben. Bei Bun- 
destagswahlen erzielte sie in Bayern bis- 
her aber seit Anfang der 70er Jahre regel- 
mäßig bessere Ergebnisse — meist zwi- 
schen sechs und acht Prozent. 

Bündnis 90/Grüne haben mit einem 
Anteil von 6,1 Prozent (= 714.000) ihr 
Vorwahlergebnis knapp verfehlt. Sie ver- 
loren 0,3 Prozentpunkte, konnten aber 
durch das Ausscheiden der FDP einen 

Eine Analyse zum Ausgang der 
bayerischen Landtagswahl von 
der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Zuwachs von 2 Sitzen erzielen und wer- 
den künftig mit 14 Abgeordneten im 
Maximilianeum vertreten sein. 

Die Republikaner mußten in ihrem 
Stammland Bayern Verluste hinnehmen 
und blieben klar unter fünf Prozent. Ihr 
Anteil von 3,9 Prozent (= 454.000) liegt 
um 1,0 Prozentpunkte unter dem REP- 
Ergebnis von 1990. 
Bayerische Landtagswahlen sind deshalb 
bedeutende Wahlen, weil Bayern, gemes- 
sen an der Zahl der Wahlberechtigten, 
nach Nordrhein-Westfalen das zweit- 
größte Bundesland ist. Ca. 15 Prozent 
aller wahlberechtigten Deutschen leben 
hier. Von den 8,732 Mio. bayerischen 
Wahlberechtigten beteiligten sich 5,928 
Mio. an der Wahl. 
Die Wahlbeteiligung liegt damit bei 67,9 
Prozent und ist gegenüber der Vorwahl 
um 2,0 Prozentpunkte (= 275.000 Wäh- 
ler) gestiegen. Dennoch ist sie die zweit- 
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schlechteste aller Landtagswahlen in Bay- 
ern. 
Durch die gestiegene Wahlbeteiligung 
hat die CSU in absoluten Zahlen keine 
Stimmenverluste, sondern sogar Stim- 
mengewinne in der Größenordnung von 
70.000 Gesamtstimmen zu verzeichnen. 

Wesentliche Bestimmungsgründe 
der Wahlentscheidung 

Der Erfolg der CSU folgt einem stetigen 
Aufwärtstrend der Partei seit Anfang die- 
ses Jahres. Dieser Trend wurde wesent- 
lich von der außerordentlich positiven 
Beurteilung von Ministerpräsident 
Edmund Stoiber bestimmt. Mit seiner 
Regierungsarbeit waren im Vorfeld der 
Wahl mehr als drei Viertel aller Bayern 
zufrieden, die Zustimmung geht also weit 
über die CSU-Anhängerschaft hinaus. 
Dementsprechend bevorzugte eine deutli- 
che Mehrheit von 54 Prozent Edmund 
Stoiber vor Renate Schmidt (mit 38 Pro- 
zent) als künftigen Ministerpräsidenten. 
Die wachsende Zustimmung zur CSU 
korrespondiert auch mit der positiven 
Einschätzung der wirtschaftlichen Lage 
und der zukünftigen Wirtschaftsentwick- 
lung in Bayern. 
Die CSU galt in fast allen vorrangigen 
Problemfeldern der Landespolitik 
(Arbeitslosigkeit, Umweltschutz, Soziales, 
Wirtschaft, Ausländerpolitik, Wohnungs- 
politik) als die lösungskompetentere Par- 
tei vor der SPD. Lediglich in der Frage 
der Wohnungsbaupolitik rangiert die 
SPD vor der CSU. 

Zum ausgeprägten Kompetenzprofil der 
CSU gehört auch, daß sie als die Partei 
gilt, die die bayerischen Interessen am 
besten in Bonn vertritt und das kulturelle 
Erbe und die Traditionen Bayerns am 
stärksten bewahrt. Die CSU ist die baye- 
rischste aller Parteien in Bayern und 

genießt von allen Parteien die größte 
Sympathie. 
Die Mehrheit der Wähler war ca. eine 
Woche vor der Wahl davon überzeugt, 
daß Ministerpräsident Stoiber und die 
CSU die absolute Mehrheit wieder 
gewinnen würden. 

Die CSU gab (laut Infas-Wanderungsbi- 
lanz) im Saldo etwa 90.000 Stimmen an 
die SPD ab. Sie gewann allerdings auch 
von bisherigen FDP- und REP-Wählern 
sowie von bisherigen NichtWählern 
beträchtliche Stimmenanteile dazu. 

Die SPD verdankt ihre Zugewinne vor 
allem ihrer Spitzenkandidatin Renate 
Schmidt. Sie genießt Sympathien weit 
über die SPD-Anhängerschaft hinaus, 
auch etwa die Hälfte der CSU-Anhänger 
empfinden sie als sympathisch. Unter 
Frauen ist ihre Wertschätzung deutlich 
höher als unter Männern. 

Die SPD gewann aus allen Partei-Anhän- 
gerschaften sowie aus dem Nichtwähler- 
lager beträchtlich hinzu. Laut Infas-Wan' 
derungsbilanz hatte sie die größten Zuge 

winne von der CSU, gefolgt von Bündn«s 

90/Grüne, NichtWählern, FDP und REF' 
Mit ihrem 1994 erreichten Ergebnis befin- 
det sich die Partei wieder am unteren 
Rand ihrer jahrzehntelangen Durch- 
schnittsergebnisse bei Bayern-Wahlen- 

Das Abschneiden der FDP folgt auch »*» 
Bayern dem Muster der vorangegangen 

Landtagswahlen. Sie wurde als Mehr- 
heitsbeschaffer für die CSU nicht 
gebraucht, da an einer erneuten absolu- 
ten Mehrheit der CSU kaum Zweifel 
bestanden. Über ein eigenes Kompeten 
profil verfügt die FDP in Bayern schon 
seit längerem nicht. Auch in Bayern wir 
die FDP in erster Linie als Bundespartei 
gesehen, bei Bundestagswahlen erreich 
sie fast durchweg höhere Werte als bei 
Landtagswahlen und kam mit zwei Aus- 
nahmen (1957 und 1969) immer über 5 
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Dozent. Die FDP gab Stimmen sowohl 
a" die CSU als auch an die SPD ab. 
Bündnis 90/Grüne stagnieren auf niedri- 
gem Niveau. Ihr Wiedereinzug in den 
Landtag war zwar von der Mehrheit der 
Wähler erwartet worden, fiel aber niedri- 
ger aus als vier Jahre zuvor. Die Bündnis- 
Grünen scheinen ihr Potential in Bayern 
ausgeschöpft zu haben. Das Grünen- 
Lager insgesamt beginnt sich, wie der 
'eichte Zuwachs für die ÖDP zeigt, 
anscheindend stärker aufzuspalten. 

P«e Republikaner-Partei ist dank der 
konsequenten Ausgrenzungspolitik der 
pSU in Bayern auf ihren „harten Kern" 
'deologisch motivierter Anhänger 
8.escnrumpft. Doch muß mit ihr ange- 
sichts des relativ hohen Anhängersockels 
auch künftig als möglichem Sammelbek- 
*en für politischen Protest gerechnet wer- 
den. 

£'n Charakteristikum der bayerischen 

Landtags wähl vom 25. September 1994 
ist der Sog zu den großen Parteien und 
der Rückgang der kleinen. Der neue 
Bayerische Landtag wird ein Drei-Frak- 
tionen-Parlament sein, ebenso wie die 
1994 zuvor gewählten Landtage von Nie- 
dersachsen, Brandenburg und Sachsen. 
Eine weitere Parallele fällt ins Auge: In 
allen vier Ländern gibt es eine absolute 
Mehrheit der Stimmen bzw. der Sitze für 
eine Partei und eine entsprechende Ein- 
Partei-Regierung. Doch so frappierend 
die Parallelen auf den ersten Blick auch 
sind, so verschieden sind ihre landesspe- 
zifischen Rahmenbedingungen. Immer- 
hin signalisieren sie alle gleichermaßen 
das Bedürfnis nach klaren Mehrheitsver- 
hältnissen, nach Stabilität und nach per- 
soneller Kontinuität in schwierigen Zei- 
ten. Hier liegt bei aller landesspezifischer 
Bestimmung des bayerischen Wahlergeb- 
nisses das bundespolitische Signal dieser 
Wahl. • 

Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Die Herausforderungen der 90er 
Jahre spiegeln sich in der Bil- 

dungsarbeit der KAS. So z. B. die Not- 
wendigkeit, die natürlichen Lebens- 
grundlagen zu bewahren. Der Weg: 
konsequente Umsetzung der Ökologi- 
schen und Sozialen Marktwirtschaft. 
Aus der Vielzahl der Bildungsangebote 
e'n Beispiel: 

Veranstaltung Nr. 260. 
Bekämpfung von Umweltkriminali- 
tät — Möglichkeiten und Grenzen 
Polizeilicher Ermittlungsarbeit 

Fachtagung für Angehörige der Polizei 
sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in Umweltämtern. 9. bis 11. Oktober 
1994, Schloß Eichholz/Wesseling 

• Defizite bei der Kooperation und 

Probleme im Vollzug des Umweltstraf- 
rechts 
• Aufgaben, Zielsetzung und prakti- 
sche Arbeit kommunaler Umwelt- 
schutzbehörden — Das Beispiel der 
Stadt Köln 
• Umweltkriminalität: Aktuelle Lage, 
Entwicklungen und Tendenzen 
• Das Umweltstrafrecht und seine 
Bewährung in der Praxis 
• Auswirkungen der Umweltstraf- 
rechtsvorschriften auf die Kommune 
• Illegale Abfallverschiebungen und 
Organisierte Kriminalität. 
Weitere Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung, Bil- 
dungszentrum, Schloß Eichholz, 
Postfach 1331, 50387 Wesseling. 
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Die Landtagswahl Bayern 1994 am 25.9.1994 
- Vorläufiges amtliches Endergebnis - 

Wahlberechtigte 
Wahlbeteiligung 
gültige Stimmen 

Landtagswahl Bayern 
1994 

(Gesamtsti mmen) 

Anzahl % 

8.731.751 
5.927.547        67,9 

11.667.943 

Landtagswahl Bayern 
1990 

(Gesamtstimmen) 

Anzahl % 

8.583.278 
5.652.294     65,9 

11.098.912 

Gesamtstimmen: Darunter wird bei den bayrischen Landtagswahlen die Addition von Erst- und 
Zweitstimmen verstanden. Die Gesamtstimmen eines Wahlvorschlags sind ausschlaggebend für die 
Sitzverteilung. 

Differenz 

+2,0 

CSU 6.163.578 52,8 6.093.514 54,9 -2JJ 
SPD 3.506.315 30,1 2.882.008 26,0 _j<U 
Bündnis 90/Die Grünen 713.722 6,1 712.101 6,4 _3L- 
Republikaner 453.872 3,9 538.615 4,9 _il£- 
F.D.P. 327.196 2,8 573.338 5,2 _3i: 
Ökologisch-Demokra. Partei 248.616 2,1 192.414 1,7 _jt°-^- 
Bayernpartei 119.735 1,0 93.710 0,8 _+0s2_J 

Bund freier Bürger 52.260 0,4 _+0J4_ 

Freie Bürger Union 41.822 0,4 _+0i4_ 

NPD 11.609 0,1 _+0j_ 
NATURGESETZ - Partei 8.877 0,1 _+PJ^ 
Christliche Liga 8.116 0,1 7.211 0,1 3°- 
Freie Wähler 6.147 0,1 _+0j^ 
STATT Partei 4.665 0,0 _PJLH 
Partei Deutscher Demokraten 1.363 0,0 _3°J 
Sonstige 0,0 6.001 0,1 -0J^ 

Mandatsverteilung 

Landtagswahl Bayern 
1994 

Landtagswahl Bayern 
1990 

Differenz 

CSU 120     (99) 127   (102) 

SPD 70 (5) 58       (2) 

Bündnis 90/Die Grünen 14 12 

F.D.P. 

Summe 204   (104) 204   (104) 

in Klammern: Direktmandate 
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Norbert Blüm: 

Die Welt staunt, die SPD jammert 
Es geht eine Welle der Bereitschaft 
durch Deutschland mitzumachen, und 
die Sozialdemokraten machen mies. 
Das ist das einzige, was die SPD 
•"acht. Dem Mitmachen stellen sie das 
Miesmachen entgegen. 

fcs geht aufwärts in Deutschland. Ich 
brauche dafür keine Statistik, ich brauche 
dafür auch keine Institute. Mir langt der 
Augenschein. Wer einmal auf Plätzen 
und Straßen in den neuen Ländern war, 
wer einmal gesehen hat, wie viele Häuser 
renoviert, wie viele Gebäude hergerichtet 
s,nd, der muß, wenn er dies nicht zugibt, 
n'cht in eine Wahlversammlung, sondern 
2um Augendoktor. Was dort passiert, ist 
augenscheinlich. 
Die SPD führt einen Wahlkampf gegen 
j*en gesunden Menschenverstand. 8.100 
km Autobahn instand gesetzt oder neu 
geschaffen, ebenso 3.000 km Eisenbahn, 
4>8 Millionen Telefonanschlüsse durch 
relekom eingerichtet, und dies alles in 
dieser Zeit. Es geht langsamer, als wir 
^schätzt haben. Das ist richtig. Wir 
haben das Desaster des Sozialismus 
unterschätzt. Aber lieber langsamer zum 
Jpel als schnell in die falsche Richtung. 
M|t 89er-Ratschlägen der SPD hätten wir 
Keine Zugverspätung gehabt, sondern 
wären in den Lafontainschen Sackbahn- 
hof gefahren. 

Wir leben nicht in einem Schlaraffen- 
land; das ist richtig. Wir haben Probleme. 
°as Schlaraffenland gibt es nur in Mär- 
ebenbüchern. Viele haben es nicht leicht, 
v,ele haben es auch schwer. Man muß 
sehen, was den Menschen in diesem Jahr- 
hundert alles zugemutet wurde: 70 Mil- 
bonen Tote in zwei Weltkriegen in 
turopa, 15 Millionen Flüchtlinge und 

Vertriebene, zwei Diktaturen auf deut- 
schem Boden, erst eine braune und dann 
eine rote; ein trauriges Jahrhundert. Aber 
es sind nicht nur Verluste zu beklagen. 
1990 ist das glücklichste Jahr der Deut- 
schen in diesem Jahrhundert. Die Mauer 
fällt, der Sozialismus bricht zusammen. 
Es ist das beste Jahrzehnt mit größeren 
Chancen als je zuvor. Für die beiden 
besten Projekte arbeiten wir, nämlich für 
deutsche Einheit und europäische Eini- 
gung. 
Welches sind die Gewinne? Der größte 
Gewinn ist der Frieden in Deutschland. 
Solange die Mauer stand, so lange war 
Kriegsgefahr. Die Raketen sind ver- 
schrottet, die Panzer verladen, die Russen 
friedlich heimgekehrt. Deutschland freut 
sich, die Welt staunt, und die SPD jam- 
mert. Das ist die Lage. 

Regierung größte 
Friedensbewegung 
Wir verdanken das dem Mut der Bürger 
in der DDR, die ihre Existenz eingesetzt 
haben. Wir verdanken es auch der Treue 
dieser Koalition zur deutschen Einheit. 
Wir verdanken es auch der Entschlossen- 
heit des Bundeskanzlers, zugepackt zu 
haben, als sich die einmalige historische 
Chance bot. Der Bundeskanzler hat für 
Abrüstung, für Frieden mehr getan als 
Herr Lafontaine in Mutlangen. Nicht die 
Nachrüstungsgegner haben die Abrü- 
stung geschaffen, sondern eine Politik im 
Bündnis. Nicht von 100.000 Nachrü- 
stungsgegnern im Hofgarten in Bonn, 
sondern im Kanzleramt ist die Abrüstung 
und das Geschenk der deutschen Einheit 
mit vorbereitet worden. Diese Regierung 
ist die größte, erfolgreichste Friedensbe- 
wegung, die es in Deutschland je gab.    • 



Seite 12 •  UiD 32/1994 ROT-GRUN 

Entlarvend 
„Sollte die PDS am 16. Oktober in den 
Bundestag gewählt werden, müßten 
ihre Stimmen bei der Wahl eines Kanz- 
lers gezählt werden wie die anderer Par- 
teien, und ihre Stimmen könnten ent- 
scheidend sein für die Wahl eines 
sozialdemokratischen Kanzlers. 
Mit dieser Äußerung ermahnte der ehe- 
malige sozialdemokratische Bundesmi- 
nister Egon Bahr die SPD, sich ange- 
sichts der CDU- Wahlkampf-Propa- 
ganda gegen die PDS nicht aufzufüh- 
ren, als schleiche der Fuchs durch einen 
Hühnerhaufen. Scharping könne zwar 
jetzt nicht mehr hinter seine Äußerun- 
gen zurückfallen, nicht mit den Stim- 
men der PDS Kanzler werden zu wol- 
len. Aber der Kanzler wird doch schließ- 
lich geheim gewählt", so Bahr. 

(Tagesspiegel vom 22. 9. 1994). 

Infos via Mailbox 
Seit Anfang September ist die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion auch über 
Mailbox zu erreichen. Computer- 
Besitzer können über ein entsprechen- 
des Modem und Telekomanschluß mit 
der Unionsfraktion in Kontakt treten. 
Die Mailbox „Union BT" bietet die 
akuteilen Informationsdienste (u.a. 
„Stichworte der Woche") sowie Bro- 
schüren und Infoblätter zur parlamen- 
tarischen Arbeit der CDU/CSU. 
Außerdem können interessierte PC- 
Nutzer die vollständigen Redetexte 
führender Unionspolitiker im Bundes- 
tag abrufen. Darüber hinaus ist die 
Mailbox eine Art Briefkasten, in dem 
Anfragen und Mitteilungen an die 
Fraktion übermittelt werden können. 
Die Mailbox ist unter der Telefon-Nr. 
(0228) 16-5946 zu erreichen. 

Gysi beleidigt Deutschen Bundestag 
Auf einer Wahlkundgebung in Ber- 
lin beschimpfte der Chef der PDS- 
Bundestagsgruppe unser Parlament 
als „scheiß Bundestag". Gleichzei- 
tig warf der Lenker der SED-Nach- 
folgeorganisation den anderen Par- 
teien vor, korrupt zu sein. Gysi 
setzte dem ganzen die Krone auf 
mit dem Satz: „Wir, die PDS, sind 
die einzige saubere Partei." (Bild, 
23. September 1994) 
Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth 
mahnte Gysi ab. „Das laß ich nicht 
auf dem Deutschen Bundestag sitzen. 
Es ist schon ein starkes Stück, wenn 
sich ausgerechnet die PDS als einzige 

saubere Partei bezeichnet. Wenn Gysi 
tatsächlich unser bewährtes parlamen- 
tarisches System als korrupt bezeich- 
net hat, so ist dies unerträglich. Das 
Parlament hat es nicht nötig, sich von 
den SED-Nachfolgern moralische 
Maßstäbe setzen zu lassen." 
Jürgen Rüttgers, Parlamentarischer 
Geschäftsführer der CDU/CSU Bun- 
destagsfraktion : „Aus solchen 
Beschimpfungen spricht die ganze 
Verachtung der Kommunisten gegen 
das parlamentarische System. Wir las- 
sen uns von der Partei der Gefängnis- 
wärter und Mauerschützen nicht 
unsere Demokratie kaputtmachen." 
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Lafontaine betreibt die 
innere Spaltung Deutschlands 
JJt seinen unsäglichen Tiraden gegen 
d»e Mitglieder der CDU in den neuen 
Bundesländern zeigt der alte Spalter 
Lafontaine wieder einmal sein wahres 
Gesicht. Schon 1990 hat er die Einheit 
nicht gewollt. Jetzt betreibt er die 
innere Spaltung Deutschlands. 

JJer Erste Parlamentarische Geschäfts- 
führer der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
t,0n, Jürgen Rüttgers erklärte dazu: 
"Lafontaine verdreht die historische 
Wahrheit. In der Union arbeiten Opfer 
<jes SED-Regimes mit. Wir geben auch 
den Mitläufern, die einen neuen Anfang 
machen wollen, eine Chance. Wir arbei- 
ten aber nicht wie die SPD mit den 
rätern von gestern zusammen". 

^u den Äußerungen von Oskar Lafon- 
taine erklärte Generalsekretär Peter 
."«Uze: „Oskar Lafontaine wirft Steine 
lm eigenen Glashaus. Mit dem gemeinsa- 

men SPD-PDS-Papier und den ständigen 
Bemühungen der SPD-Ministerpräsiden- 
ten, die Unrechtserfassungsstelle in Salz- 
gitter abzuwürgen sowie mit dem ständi- 
gen Applaus für den Honecker-Wunsch 
nach einer eigenen DDR-Staatsbürger- 
schaft hat die SPD das SED-Regime 
mehr stabilisiert, als es die Ost-CDU je 
konnte. Die korrupte Marionettenfüh- 
rung der Ost-CDU zur Zeit der SED-Dik- 
tatur ist im Reformprozeß der Jahre 
89/90 vollständig abgelöst und aus der 
CDU ausgeschlossen worden. Geblieben 
sind die Mitglieder, die aus christlicher 
Überzeugung eine Nische im totalitären 
DDR-Staat gesucht hatten. Die CDU in 
den neuen Ländern ist heute die politi- 
sche Heimat der engagierten Bürgerrecht- 
ler und aufrechten Demokraten, die die 
demokratische Wende herbeigeführt und 
den Aufbau Ost erfolgreich vorange- 
bracht haben. • 

Gespielte Aufgeregtheit der 
öie »gespielte Aufgeregtheit über 
den Diskettenversand der CDU an 
Schulen, mit der einige SPD-Kul- 
turpolitiker ihren Pflichtbeitrag 
zum SPD-Wahlkampf abliefern 
wollen", zeigt nach Ansicht des Vor- 
sitzenden der Jungen Union 
Deutschlands, Hermann Gröhe, 
»daß die, die sich da jetzt so aufre- 
gen, keine Ahnung davon haben, 
worum es geht". 
»Schon immer haben Schülerinnen 
und Schüler zu denjenigen gehört, die 
sich mit besonderem Eifer mit Wahl- 
Programmen auseinandergesetzt 

SPD über Diskettenversand 
haben. Jede JU-Geschäftsstelle kennt 
die Schülerbesuche, wenn die Pro- 
gramme zur Besprechung und durch- 
aus kritischen Bewertung etwa im 
Gemeinschaftskundeunterricht abge- 
holt wurden. Davon haben die SPD- 
Kulturgenossen wohl keine Ahnung. 

Diese Arbeit der Schulen wollen CDU 
und JU mit ihrer Gemeinschaftsaktion 
erleichtern. Uns geht es darum, auf die 
Bedeutung der Wahlen hinzuweisen 
und zur Auseinandersetzung mit unse- 
rem Programm einzuladen. Dazu 
gehört natürlich der Vergleich der ver- 
schiedenen Programme." 
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Probleme mit der Wirklichkeit: 

Die Wahlversprechen des traurigen Trios 
Scharpings doppelte 
Personalpolitik 
„SPD-Kanzlerkandidat Rudolf Scharping 
liebt offenbar die politischen Gegensätze: 
Während er für Bonn bei einem Wahlsieg 
einen umfassenden Abbau des Regie- 
rungsapparates propagiert, gönnt er der 
von ihm geführten Landesregierung in 
Mainz eine drastische und kostspielige 
Aufblähung der Führungs-Administra- 
tion." (Die Welt, 22. 9. 1994) 
Scharping hat in Mainz nicht nur zwei 
neue Ministerien geschaffen, sondern 
auch die Zahl der Stellen in den Ministe- 
rien um 242 erhöht. Damit hat Scharping 
den Regierungsapparat um mehr als 13 
Prozent aufgebläht. Allein die neuen Stel- 
len kosten den Steuerzahler jedes Jahr 
rund zwölf Millionen Mark zusätzlich. 
Niemals zuvor gab es in Rheinland-Pfalz 
eine so ausgeuferte Ministerialbürokratie 
wie unter der Regierung Scharping. 

Schröder läßt 
Wahlversprechen platzen 
„Sechs Monate nach der Landtagswahl 
kassiert Schröder eine ganze Reihe zen- 
traler Versprechen wieder ein. Statt 275 
Lehrer einzustellen, müssen die Schulen 
jährlich 650 Stellen streichen. Die Lan- 
desgelder für neue Kindergärten und 
Krankenhausbau liegen zwei Jahre auf 
Eis. Der Wohnungsbau wird fast hal- 
biert."   (Stuttgarter Nachrichten, 22. 9. 94) 
In den letzten vier Jahren hatte die Regie- 
rung Schröder den Haushalt durch 9.000 
neue Landesbedienstete nahezu ruiniert. 
Inzwischen ist Niedersachsen in die 
größte Finanzkrise der Geschichte des 
Landes geraten. Doch damit nicht genug: 
In einer einsamen Entscheidung hatte 
Schröder ohne Beteiligung des Landtages 

verfügt, daß „die Neuverschuldung 
sowohl 1994 wie auch 1995 die von der 
Verfassung gesetzte Grenze überschreiten 
werde". (FAZ, 27. 9. I**4' 
Auch der niedersächsische DGB-Landes- 
vorsitzende Witte kritisierte, die schlag^' 
tig zurückgefahrene Investitionstätigkeit 
schade der Konjunktur in Niedersachsen- 
(FAZ, 23. 9. 1994) Wer sein Bundesland 
so herunterwirtschaftet und die Wähler 
schamlos belügt, darf nicht Verantwor- 
tung für ganz Deutschland bekommen. 

Lafontaines Wahlgeschenke 
ohne Preisschild 
Am 14. 3. 1990 erhob Oskar Lafontaine 
den Maßstab für seine Politik: „Prüfstein 
für uns ist, ob jeder Saarländer einen 
Erwerbsarbeitsplatz finden kann." Tat- 
sächlich stieg im vergangenen Jahr die 
Zahl der Arbeitslosen im Saarland stär- 
ker an als in allen anderen alten Bundes 
ländern. Im Saarland ist die Arbeitslosig' 
keit um 50 Prozent höher als im Bundes- 
durchschnitt. 
Doch nicht nur die Arbeitsmarktbilanz 
der Lafontaine-Regierung ist katastro- 
phal. Der Haushalt des Saarlandes ist 
nach acht Jahren SPD-Regierung zerrüt- 
tet: Mit 14 Mrd. Mark sind die Schulden 
inzwischen dreimal so hoch wie der 
gesamte Landeshaushalt eines Jahres. 
Die Politik des SPD-Schatten-Finanzmi- 
nisters hat dazu geführt, daß die Pro- 
Kopf-Verschuldung im Saarland höher 
ist, als in jedem anderen Flächenland de 
Bundesrepublik. Scharf kritisiert werden 
auch die finanzpolitischen Vorschläge 
Lafontaines für Bonn: „Das SPD-Pro- 
gramm grenzt an Volksverdummung- 
Wie, bitte sehr, will denn die SPD ihr 
Wahlgeschenk finanzieren." .•. 

(Tagesspiegel, 13. 8. 199 / 
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Über den kalkulierten Wahlbetrug des Herrn Schröder: 

Wer soll Ihnen 
eigentlich noch glauben, 

Herr Schröder? 
°er Ministerpräsident Schröder und seine SPD haben die Bürgerinnen und Bürger 
in Niedersachsen vor der Wahl massiv belogen. Jetzt muß Herr Schröder diese 
Lügen eingestehen. Statt der Erfüllung gigantischer Wahlversprechen stehen den 
niedersächsischen Bürgern brutale Einschnitte in allen Lebensbereichen ins Haus. 
Vor der Wahl hieß es: 

* "... die finanzielle Eigenständigkeit Niedersachsens bleibt nicht nur gewahrt, 
sondern sie wird sich deutlich verbessern" 
(Ministerpräsident Schröder am 17. März 1993 im Nieders. Landtag.) 

* »Dieser Haushalt 1994 ist der geordnete Fahrplan zur soliden Finanzierung der 
Landespolitik im nächsten Jahr. Die Reformpolitik ist abgesichert. Die Leistungen 
för die Deutsche Einheit sind gesichert. Der Kurs der Konsolidierung ist abgesi- 
chert." 
(Finanzminister Swieter am 8. Dezember 1993 im Niedersächsischen Landtag.) 

* »Der Vorwurf, die Landesregierung plane einen massiven Sozialabbau, ist eine 
feine Angstkampagne des Spitzenkandidaten Wulff. Sparpläne sind frei erfunden." 
(Finanzminister Swieter in einem Bericht der „Neuen Osnabrücker Zeitung" am 
4- Februar 1994.) 

Unter der Überschrift: „Worauf Sie sich 
verlassen können" hat Schröder den 
Wähl 

Be • Bei uns bekommt jedes Kind seinen 
p|atz im Kindernarten. Wir werden nie- 

ern versprochen: 

si uns bekommt j 
— im Kindergarten. Wir werden nie- 

mals auf Kosten unserer Kinder sparen. 
Alles gelogen! Die brutale Wahrheit ist: 
Jetzt wird bei den Kindergärten massiv 
gespart. Allein in den nächsten beiden 

NIEDERS A CHS EN 

CDU 

Jahren werden auf Kosten unserer Kinder 
200 Millionen DM gestrichen. 
•  Mehr Wohnungen für die Menschen in 
unserem Lande! Alles gelogen! Die bru- 
tale Wahrheit ist: Die Wohnungsbauförde- 
rung wird bis 1996 um 650 Millionen DM 
gekürzt. Das bedeutet: Die Wohnungsnot 
in Niedersachsen wird sich weiter ver- 
schärfen. 
Die Wahrheit über den Ministerpräsiden- 
ten Schröder: Er hat den größten Wahl- 
betrug der Nachkriegsgeschichte zu 
verantworten! Die Niedersachsen kön- 
nen auf diesen Mann verzichten. Für 
Bonn wäre er eine Zumutung. 

Diese Anzeige hat der Landesverband 
Niedersachsen seinen Verbänden zur 
Veröffentlichung empfohlen. 
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Helmut Luissen: Sozialdemokraten 
mißbrauchen Sozialhilfestatistik 
Man merkt, es ist Wahlkampf: Die 
SPD malt derzeit ein Schreckensbild 
der sozialen Lage, das an der Realität 
vollkommen vorbeigeht. Glaubt man 
den Sozialdemokraten, ist ein Drittel 
der deutschen Bevölkerung verarmt. 
Die SPD verzerrt offenbar bewußt die 
Tatsachen, wenn sie die Menschen in 
Deutschland glauben machen will, ein 
großer Teil der Bevölkerung sei wäh- 
rend der Regierungszeit von Helmut 
Kohl und der CDU verarmt. Die 
Sozialdemokraten sprechen von „dra- 
matisch wachsender Armut", von „über 
eine Mio. Kinder und Jugendliche in 
der Sozialhilfe" und behaupten, daß 
„ein großer Teil der Familien in 
Deutschland" arm sei. 

• Sozialhilfe und Armut sind nicht 
gleichzusetzen 

Am Anfang der sozialdemokratischen 
Kampagne steht ein Denkfehler: Die 
SPD setzt Sozialhilfe und Armut gleich. 
Nicht jeder, der Sozialhilfe bezieht, ist 
aber gleich als arm zu bezeichnen. Sozial- 
hilfe ist vielmehr bewußt darauf angelegt, 
das Abgleiten in Armut so oft wie mög- 
lich zu verhindern. Sozialhilfe sichert in 
aller Regel nicht nur die nackte Existenz, 
sondern auch die Teilnahme am gesell- 
schaftlichen Leben. Sie wird oft nur vor- 
übergehend bezogen, z. B. als Kranken- 
hilfe oder um die Zeit bis zur Bewilligung 
des Arbeitslosengeldes zu überbrücken. 
Armut tritt dagegen vor allem dann auf, 
wenn Probleme wie Verschuldung, hohe 
Mietbelastung, Langzeitarbeitslosigkeit 
oder andere Krisenfaktoren zusammen- 
treffen. Denn dann fühlen sich Menschen 
ausgegrenzt und an den Rand der Gesell- 
schaft gedrängt. Und dann können sie 

sich oft nur noch schwer aus eigener 
Kraft aus ihrer Situation befreien. Das 
Problem sozialer Ausgrenzung darf auf 
keinen Fall verharmlost werden. Die 
Augen vor solcher Not zu verschließen 
wäre kaltherzig und politisch verantwor- 
tungslos. Die Sozialpolitik der CDU in 
Bund und Land ist daran ausgerichtet, 
den wirklich Hilfebedürftigen optimal zu 
helfen und ihnen die Chance zu einem 
selbstbestimmten Leben zu geben. 

• SPD mißbraucht 
Sozialhilfestatistik 

In ihrer Wahlkampfpropaganda benutzt 
die SPD unrealistische und überhöhte 
Zahlen: Sie behauptet, in Deutschland 
gebe es fast fünf Millionen Sozialhilfe- 
empfänger. Tatsächlich gab es 1992 (aktu- 
ellster Stand der Statistik) insgesamt 
4.714.036 Menschen, die im Laufe des 
Jahres in irgendeiner Form Sozialhilfe 
bezogen. Davon lebten 4.032.089 im 
Westen und 85.047 im Osten. Wichtigist. 
aber : In diesen Zahlen sind auch dieje*1 

gen enthalten, die nicht dauernd, sonder»1 

nur zeitweise Leistungen erhielten. Hin2 

kommt, daß auch Mehrfachzählungen 
möglich sind, z.B. weil die Sozialhilfe 
mehrfach im Jahr kurzfristig einspringe11 

mußte oder der Empfänger zwischenzei 
lieh umgezogen war. 
Zuverlässiger als Jahresgesamtzahlen 
sind deshalb Stichtagszahlen. Dann 
ergibt sich ein gänzlich anderes Bild: An» 
Jahresende 1992 bezogen in Deutschland 
2,3 Mio. Personen in Privathaushalten 
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt, also 
Sozialhilfe im engeren Sinne. Im früheren 
Bundesgebiet waren es zwei Mio. Emp- 
fänger (zum Vergleich 1985 rund 1,4 
Mio.), in den neuen Bundesländern 
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Wahlkampf-Argumente 

ENTSCHEIDUNG 

300.000. Bezogen auf die Bevölkerung 
^hielten 2,8 Prozent (3,1 Prozent West 
bzW- 1,8 Prozent Ost) der in Deutschland 
übenden Menschen Sozialhilfe. 
Ifn Verlauf des Jahres 1992 bezogen 1,6 
^'o. Menschen in den alten und 240.000 
Menschen in den neuen Bundesländern 
Hilfe in besonderen Lebenslagen, wie 
z- B. die Hilfe zur Pflege. Von diesen 
Ehielten etwa 40 Prozent (794.000) 
2üsätzlich „Hilfe zum laufenden Lebens- 
unterhalt). 

• Ursachen für den 
Anstieg der Zahl 
der Sozialhilfeempfänger 

^ie Ursachen für Sozialhilfebezug haben 
fich im Laufe der Jahre gewandelt: Frü- 
her waren es oft alte Menschen, die 
Wegen zu niedriger Renten Sozialhilfe 
bezogen; hier hat die Rentenpolitik der 
S°U erfolgreich gegengesteuert. Heute 
s»nd Langzeitarbeitslosigkeit, Ausfall des 
Ernährers als Folge von Ehescheidungen, 
2unahme der Ausländerzahlen, Lei- 
stungsverbesserungen und Nichtanrech- 
[Jungsregelungen (z. B. für das Erzie- 
hungsgeld) die Ursachen für den Anstieg 
der Zahl der Sozialhilfeempfänger. 
Die CDU hat erhebliche Verbesserungen 
jj.r Sozialhilfeempfänger durchgesetzt. 
D»e Verbesserungen haben nicht nur zu 
einer Besserstellung des einzelnen Sozial- 
ni,feempfängers geführt, sondern 
Zugleich die Zahl derjenigen erhöht, die 
kozialhilfe beanspruchen können. 
Ir» den letzten 10 Jahren stieg der Real- 
wert der Regelsätze der Sozialhilfe um 19 

Prozent und erreichte damit den bisher 
höchsten Stand. Die verfügbaren Ein- 
kommen der abhängig Beschäftigten sind 
im gleichen Zeitraum nur um zehn Pro- 
zent gestiegen. Das hat natürlich zur 
Folge, daß heute mehr Menschen 
Anspruch auf Sozialhilfe haben. Wenn 
durch Leistungsverbesserungen die Zahl 
der Sozialhilfeberechtigten ansteigt und 
die SPD dann vom sozialen Kahlschlag 
spricht, so ist das schon absurd. 
1982 betrug der Regelsatz des Alleinste- 
henden/Haushaltsvorstandes 338 DM, 
1990 in den alten Ländern noch 448 DM, 
im Juli 1992 war er bereits auf 508 DM 
gestiegen. Seit 1. Januar 1994 liegt er für 
den Haushaltsvorstand bei durchschnitt- 
lich 502 DM in den neuen und 519 DM 
in den alten Bundesländern. 
Schwangere erhalten jetzt einen Mehrbe- 
darfszuschlag von 20 Prozent des Regel- 
satzes schon ab dem 4. Schwangerschafts- 
monat, nicht erst ab dem 6. Schwanger- 
schaftsmonat. 
Alleinerziehende erhalten einen Mehrbe- 
darfszuschlag von 40 Prozent statt bisher 
20 Prozent. Unterhaltsansprüche von 
Schwangeren und Alleinerziehenden 
gegen Verwandte sind seit Inkrafttreten 
des Schwangeren- und Familienhilfege- 
setzes ausgeschlossen. Auch dies hat 
natürlich zu einem Anstieg der Sozial- 
hilfeempfänger-Zahlen geführt. 
• Die Zunahme der Zahl von Sozial- 
hilfeempfängern ist wesentlich auch auf 
die außerordentlich hohe Zuwanderung 
der letzten Jahre zurückzuführen. Allein 
von 1987 bis Ende 1993 sind 3,7 Mio. 
Menschen nach Deutschland zugewan- 
dert. 
Tatsache ist: Nicht jeder Ausländer oder 
Aussiedler kann in Deutschland sofort in 
den Arbeitsmarkt integriert werden. Die 
Sozialhilfe ist deshalb das Instrument, 
das sie zunächst finanziell absichert. Daß 
so viele zusätzliche Menschen in 
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Deutschland vor großer Armut geschützt 
werden konnten, ist ein Erfolg unseres 
Sozialhilfesystems. 

• Ein Blick in die Statistik widerlegt 
auch SPD-Behauptungen, wonach Kin- 
der das Armutsrisiko Nummer 1 seien. 

Zum Jahresende 1992 bezogen knapp 
870.000 Kinder und Jugendliche Sozial- 
hilfe. Ein Drittel (rund 283.000) der Kin- 
der und Jugendliche waren ausländischer 
Herkunft, wobei in dieser Gruppe ein- 
deutig Asylbewerber überwiegen, die sich 
nur vorübergehend in Deutschland auf- 
halten. Zwischen 1985 und 1992 stieg in 
den alten Bundesländern die Zahl der 
ausländischen Kinder und Jugendlichen 
in der Sozialhilfe von 57.763 auf 272.440. 
Im gleichen Zeitraum nahm die Zahl der 
deutschen Kinder und Jugendlichen in 
der Sozialhilfe von 411.585 auf 476.141 
zu. Während die Zahl der ausländischen 
Kinder und Jugendlichen in der Sozial- 
hilfe im Zeitraum von 1985 bis 1992 um 
rund 400 Prozent gestiegen ist, ist die 
Zahl der deutschen Kinder und Jugendli- 
chen in den alten Bundesländern ledig- 
lich um 16 Prozent gestiegen. 

• Falsch ist auch das Argument der 
SPD, immer mehr Familien müßten von 
Sozialhilfe leben. Nur 2,9 Prozent aller 
Familien in Deutschland waren Ende 
1992 teilweise oder vollständig auf Sozial- 

hilfe angewiesen (von den 13,6 Mio. Ehe- 
paaren und Alleinerziehenden mit Kin- 
dern in ganz Deutschland bezogen Ende 
1992 rund 394.500 Familien Sozialhilfe). 
Der Anteil der Familien an allen Haus- 
halten innerhalb der Sozialhilfe lag 1985 
in den alten Bundesländern bei 28 Pro- 
zent und 1992 bei 30 Prozent. Er blieb 
damit nahezu konstant. Ehepaare mit 
Kindern sind deutlich seltener auf Sozial- 
hilfe angewiesen, als ihr Anteil an der 
Bevölkerung vermuten ließe. Während im 
Jahre 1992 Ehepaare mit Kindern knapp 
31 Prozent aller Haushalte bildeten, 
waren diese bei den Sozialhilfehaushalten 
nur mit 11,5 Prozent vertreten. 
Problematisch ist in der Tat die Situation 
der Alleinerziehenden. Diese Familien 
benötigen erheblich häufiger Sozialhilfe, 
als es ihrem Bevölkerungsanteil ent- 
spricht. Obwohl Alleinerziehende nur 
7,2 Prozent aller Haushalte ausmachen, 
beträgt ihr Anteil an der Sozialhilfe 
nahezu 20 Prozent. Wesentlicher Grund 
dafür ist, daß viele Väter von nichteheli- 
chen Kindern keinen oder zu wenig 
Unterhalt zahlen. Rund ein Drittel der 
Alleinerziehenden ist deshalb auf Sozia'' 
hilfe angewiesen. Mit dem neuen Unter- 
haltsvorschußgesetz, das am 1. Januar 
1993 in Kraft getreten ist, hat die Bundes- 
regierung gerade in diesem Bereich für 
erhebliche Verbesserungen gesorgt.       ' 

Im Osten: Jeder kann eine Lehrstelle finden 
Das Handwerk geht davon aus, daß — 
bei allen immer noch bestehenden Pro- 
blemen in den neuen Bundesländern — 
dort jeder Jugendliche, der dies wünscht, 
eine Lehrstelle im Handwerk finden 
wird. Das hat Handwerkspräsident Heri- 
bert Späth in der Kanzlerrunde unterstri- 
chen. Das gelte um so mehr, als sich die 
Gemeinschaftsinitiative zur Förderung 
außerbetrieblicher Ausbildungsplätze 

mit Sicherheit noch positiv auf die wei- 
tere Bereitstellung von Lehrstellen im 
Handwerk auswirken werde. Nach einer 
bei den Handwerkskammern in den 
neuen Bundesländern durchgeführten 
Umfrage zum 31. August seien durchweg 
mehr Lehrverträge abgeschlossen wor- 
den als im Vorjahr. Voraussichtlich wür- 
den es insgesamt 50.000 sein, gegenüber 
42.300 im Vorjahr. 
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CDU-Wahlspots zur 
Bundestagswahl 1994 

Im öffentlich-recht- 
lichen Fernsehen 
ARD 

7 10.1994: 17.37 Uhr 
11-10.1994: 21.45 Uhr 
1 *• 10.1994; 23.00 Uhr 

ZDF 
7.10.1994: 18.45 Uhr 
8.10.1994: 22.00 Uhr 

11.10.1994: 18.45 Uhr 
14.10.1994: 22.15 Uhr 

In den privaten 
Fernsehanstalten 
RTL 

6-10.1994: 
8-10.1994; 
9-10.1994 

10-10.1994 
10-10.1994: 
12-10.1994: 
14-10.1994; 
14-10.1994; 

PRO 7 
6-10.1994 
7-l0.1994 
8-10.1994 
8-10.1994 
9-10.1994 

10-10.1994 
10-10.1994 
11-10.1994 
12-10.1994 
13-10.1994 
13-10.1994 
14-10.1994 
14-10.1994 

SAT1 
6-10.1994; 
6-10.1994: 

20.10 Uhr 
21.55 Uhr 
20.10 Uhr 
18.42 Uhr 
22.15 Uhr 
22.10 Uhr 
16.55 Uhr 
20.10 Uhr 

22.43 Uhr 
19.57 Uhr 
21.27 Uhr 
22.41 Uhr 
21.27 Uhr 
19.59 Uhr 
22.36 Uhr 
20.54 Uhr 

7.10. 
8.10. 
9.10 
9.10 

10.10 
10.10 
11.10 
11.10 
12.10 
13.10 
13.10 
14.10 
14.10 
14.10 
15.10 

1994: 
1994: 
1994: 
1994: 
.1994 
.1994 
.1994 
1994 
1994 
1994 

.1994 
1994 

.1994 

.1994 
1994 

20.10 Uhr 
19.26 Uhr 
18.58 Uhr 
22.08 Uhr 
19.45 Uhr 
22.05 Uhr 
21.14 Uhr 
22.15 Uhr 
19.45 Uhr 
20.11 Uhr 
21.15 Uhr 
19.45 Uhr 
22.14 Uhr 
23.00 Uhr 

: 20.12 Uhr 

Kabelffernsehen 

21.04 Uhr 
19.57 Uhr 
22.44 Uhr 
19.57 Ühr 
21.50 Uhr 

19.45 Uhr 
21.15 Uhr 

6.10.1994: 
6.10.1994: 
7.10.1994: 
7.10.1994: 
8.10.1994: 
8.10.1994: 
9.10.1994: 

10.10.1994: 
10.10.1994: 
10.10.1994: 
11.10.1994: 
11.10.1994: 

17.35 Uhr 
22.14 Uhr 
16.01 Uhr 
21.58 Uhr 
20.14 Uhr 
21.53 Uhr 
20.14 Uhr 
17.35 Uhr 
18.34 Uhr 
22.15 Uhr 
19.18 Uhr 
20.13 Uhr 

11.10.1994: 
12.10.1994: 
12.10.1994: 
12.10.1994: 
13.10.1994: 
13.10.1994: 
13.10.1994: 
14.10.1994: 
14.10.1994: 
14.10.1994: 

22.09 Uhr 
17.35 Uhr 
19.20 Uhr 
22.14 Uhr 
15.58 Uhr 
19.19 Uhr 
22.15 Uhr 
17.35 Uhr 
18.10 Uhr 
20.14 Uhr 

RTL 2 
6.10.1994: 
7.10.1994: 
8.10.1994: 
8.10.1994: 
9.10.1994: 

10.10.1994: 
11.10.1994: 
11.10.1994: 
12.10.1994: 
13.10.1994: 
13.10.1994: 
14.10.1994: 
14.10.1994: 

DSF 
6.10. 
7.10. 
8.10. 
9.10 

10.10. 
11.10 
12.10 
13.10 
14.10 
15.10 

1994 
1994 
1994 
1994 
1994 
1994 
1994 
1994 
1994 
1994 

22.03 Uhr 
18.21 Uhr 
20.13 Uhr 
21.59 Uhr 
18.56 Uhr 
21.14 Uhr 
20.13 Uhr 
22.16 Uhr 
20.13 Uhr 
20.13 Uhr 
22.03 Uhr 
20.13 Uhr 
21.50 Uhr 

20.00 Uhr 
23.00 Uhr 
23.45 Uhr 
23.00 Uhr 
20.08 Uhr 
23.00 Uhr 
23.00 Uhr 
20.00 Uhr 
23.00 Uhr 
23.00 Uhr 

N-TV 
6.10.1994: 
6.10.1994: 
6.10.1994: 
6.10.1994: 
6.10.1994: 
6.10.1994: 
6.10.1994: 
7.10.1994: 
7.10.1994: 
7.10.1994: 

16.29 Uhr 
16.59 Uhr 
18.29 Uhr 
18.59 Uhr 
19.59 Uhr 
20.29 Uhr 
20.59 Uhr 
16.29 Uhr 
17.59 Uhr 
18.29 Uhr 

7.10.1994: 
7.10.1994: 
7.10.1994: 
8.10.1994: 
8.10.1994: 
8.10.1994: 
8.10.1994: 
8.10.1994: 
9.10.1994: 
9.10.1994: 
9.10.1994: 
9.10.1994: 

10.10.1994: 
10.10.1994: 
10.10 1994: 
10.10.1994: 
10.10.1994: 
10.10.1994: 
11.10.1994: 
11.10.1994: 
11.10.1994: 
11.10.1994: 
11.10.1994: 
12.10.1994: 
12.10.1994: 
12.10.1994: 
12.10.1994: 
12.10.1994: 
13.10.1994 
13.10.1994 
13.10.1994 
13.10.1994 
13.10.1994 
13.10.1994 
14.10.1994 
14.10.1994 
14.10.1994 
14.10.1994 
14.10.1994 
14.10.1994 
14.10.1994 
14.10.1994 

18.59 Uhr 
19.29 Uhr 
20.29 Uhr 
17.59 Uhr 
18.29 Uhr 
19.59 Uhr 
20.29 Uhr 
20.59 Uhr 
17.29 Uhr 
18.59 Uhr 
19.59 Uhr 
22.59 Uhr 
16.59 Uhr 
17.59 Uhr 
18.29 Uhr 
19.59 Uhr 
20.29 Uhr 
22.29 Uhr 
16.29 Uhr 
17.29 Uhr 
18.59 Uhr 
20.59 Uhr 
21.59 Uhr 
16.29 Uhr 
17.29 Uhr 

: 18.29 Uhr 
: 19.59 Uhr 
: 22.59 Uhr 
: 16.29 Uhr 
: 16.59 Uhr 
: 17.59 Uhr 
: 18.29 Uhr 
: 19.59 Uhr 
: 22.29 Uhr 
: 16.29 Uhr 
: 17.29 Uhr 
: 17.59 Uhr 
: 18.29 Uhr 
: 19.29 Uhr 
: 19.59 Uhr 

20.29 Uhr 
: 21.29 Uhr 

IA Berlin/ 
Brandenburg 

6.10.1994: 18.00 Uhr 
8.10.1994: 18.00 Uhr 
9.10.1994: 18.00 Uhr 

10.10.1994: 18.00 Uhr 
12.10.1994: 18.00 Uhr 
13.10.1994: 18.00 Uhr 
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Nützliche Materialien für Ihren 
Canvassing-Stand 

0924:    CDU-Pavillon mit Seitenteil 
0451:    Canvassing-Stand, umweltfreundlich aus recycelten 

Getränkeverpackungen (Der „Grüne Punkt"), Tischplatte: 
ca. 70 cm x 120 cm, Höhe: ca. 80 cm 

0546:    Aufkleber für den Canvassingstand, Sicher in die Zukunft, 
10 St. 37,— DM, Größe: 78 cm x 42 cm 

0458:    CDU-Sonnenschirm ohne Fuß, aus knitterfreiem und 
schmutzabweisendem Polyestergewebe, incl. Wetter- 
schutzhülle und verlängertem Unterstock. Durchmesser: 
180 cm 

9588:    Bleistift mit Euro-Logo 
9849:    Computerspiel „Kennste Deutschland ?" (3,5 Diskette) 
9903:    Computerdiskette „Datenbank Politik" 
9890:    Eiskratzer 
19542: Europa-Straßenkarte, Aktionspreis 
9250:    Farbstifte naturbelassen 6fach sortiert 
9506:    Feuerzeug, 
9430:    Kugelschreiber, mit 75 % weniger Kunststoff, Gehäuse aus 

ungebleichtem Altpapier 
9304:    Luftballons, bunt sortiert 
9305:    Luftballondrahtstäbe 
9609:    Schnellverschluß incl. Halte-Schnur für Luftballons mit 

Gasfüllung 
9407:    Nähetui mit Heftpflaster 
9813:    Notizblock 
9513:    Papierfähnchen mit umweltfreundlichen Kartonstäbchen 
9814:    Parkscheibe: Freie Fahrt für Europa 
9933:    Plastikball 
9962:    Postkarte „Auf in die Zukunft — 

aber nicht auf roten Socken" 
9558:    Reflektor-Bärchen (1 Set = 25 St.) 
9261:    Romme-/Canasta-Spielkarten 
9362:    Schal, schwarz-rot-gold 
9961:   Schlüsselanhänger, bunt sortiert, „Sicher in die Zukunft" 
9540:    Skatspiel 
9258:    Stundenplan 

1 St. 239, -DM 
1 St. 182,-DM 

10 St.   37,-DM 

1 St.   75- DM 

100 St. 27-DM 
10 Expl. 25-DM 
5 Expl. 18,50 DM 

100 St. 69,- DM 
100 St. 100,- DM 

10er Set 17,50 DM 
25 St. 23,75 DM 

50 St. 35,- °M 

1.000 St. 110,-°M 
500 St. 21,50DM 

100 St.    8,90 DM 

50 St.   21,-DJJ 
200 St.   48,-°M 

1 000 St. 107,- °M 
100 St.   56,- °M 

10 St. 27,50D^ 
100 St.    9,90 DM 

1Set 34,90 DM 

5 St. 22,-DM 
5 St. 47,25 DM 

40 St. 42,-DM 
50 St. 50,-DM 

250 St. 20,-DM 
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*yVW fi* 

Damit es 
weiter 

ärts 

"großen, N^r.S'e, 

D,e ßunWc      C,evv'chf 

hnCSct
nd,ün9S- 

hen Sie zur Wahl! 

Beide Stimmen *Ä. , 

Türanhänger mit 
Wahlaufruf 
Mit diesem Türanhänger 
können Sie am Wahltag 
die letzten Unentschlos- 
sen noch einmal an die 
Bundestagswahl erin- 
nern. Planen Sie deshalb 
jetzt Ihre Türanhänger- 
Aktion, damit am Wahl- 
tag genügend Anhänger 
und motivierte Helfer zur 
Verfügung stehen. 
Bestell-Nr.: 1987 
Verpackungseinheit: 
250 Expl. 
Preis je 250 Expl.: 
22- DM 

Erkennungszei- 
chen als „Pin" 
Bestell-Nr.: 9041 
Verpackungseinheit: 
25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 
24,50 DM 

E3] 
vHS-Video 
:   ie Fernsehspots der CDU zur Bundes- 
tagswahl 1994" 

Bestell-Nr.: 9028 
erPackungseinheit: 1 Cassette 

^re'sjeExpl.:l5DM 

Achtung 
Wenn Sie noch Material für das 
letzte Wochenende vor der Wahl 
benötigen, muß Ihre Bestellung bis 
zum 11. 10. in unserem Versand- 
zentrum Fax: (05423) 41521, 
5469, 42820 vorliegen. Nur so kön- 
nen wir Ihnen die Auslieferung bis 
zum 14. 10. garantieren. 
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Broschüren 
5016: 
5034: 

5989 
5978 
5979 
5916 

5956 
4994 
4977 

Familien, was sie leisten, wie sie leben, was sie brauchen 50 Expl 
Mit der CDU gibt es keine leeren Versprechungen, Doku 100 Expl 
31/94 
Programm von CDU/ CSU zur Bundestagswahl, Broschüre 25 Expl 
Sicher in die Zukunft — Bilanz erfolgreicher Regierungsarbeit 25 Expl 
Zukunft für die deutsche Landwirtschaft 25 Expl 
Aufschwung Ost. Eine Bilanz nach vier Jahren Aufbauarbeit in 25 Expl 
den neuen Bundesländern 
Zukunft statt Linksfront 25 Expl 
Leitfaden für den Bundestagswahlkampf 5 Expl 
Argumente für Wahlkämpfer — (Handbuch der politischen 5 Expl 
Argumentation) Faltblätter 

24.- DÜ 

20'- °y 
20'- ° < 22.50 DM 
22,50 DM 

21 •-Du 9^DM 
12^50 DM 
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Aktuelle 
Faltblätter zur 

SICHER IN DIE ZUKUNFT 

CDU 

Bundestagswahl 
2982 
2971 
2967 
2973 
2970 
2969 
2974 
2975 
2964 
2972 
2965 
2966 
2968 
2923 
2217 
2837 
2014 

Kanzlerprospekt 
Agrarpolitik — Die Zukunft der Landwirtschaft sichern 
Arbeit — Beschäftigung sichern — Arbeitsplätze schaffen 
Auschwung Ost — Der Weg zum modernen Standort 
Äußere Sicherheit — Frieden und Sicherheit für Deutschland 
Familienpolitik — Vorfahrt für Familien 
Gleichberechtigung — Gemeinsam geht's besser 
Innere Sicherheit — Kriminalität entschlossen bekämpfen 
Jugend — Wir schaffen Zukunft für junge Menschen 
Senioren — Sicher und zufrieden im Alter 
Soziale Sicherheit — Wir sichern den Sozialstaat 
Standort Deutschland — Chancen nutzen Zukunft gestalten 
Umwelt — Natürliche Lebensgrundlagen bewahren 
Sport im vereinten Deutschland 
Was sagt die CDU zum Thema: Drogen 
Informationen für Deutsche aus Ost-Europa 
Comic-Heft aus der Steinzeit: „archäologische Sensation" 

500 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
100 St. 
50 St. 

100 St. 
100 St. 

35,- DM 
20,- DM 
20,- DM 
20,- DM 
20,- DM 
20,- DM 
20,- DM 
20,- DM 
20 — DM 
20,- DM 
20,- DM 
20 — DM 
20,- DM 
19,- DM 
15,- DM 
19,— DM 
32,- DM 
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POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Kanzler- 
Prospekt 

Dieser Prospekt ist in diesen Tagen in allen 
Fernsehzeitungen als Beihefter enthalten. Zu- 
sätzlich kann jeder CDU-Kreisverband bis zu 
10000 Exemplare als kostenlose Grundausstat- 

tung über die CDU-Bundesgeschäftsstelle be- 
ziehen. Die Bestellscheine sind allen Kreisver- 
bänden zugesandt worden. 

Bestell-Nr. 2982 
Verpackungseinheit: 500 Expl. 
Preis je 500 Expl.: 35— DM 
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